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15. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 18. Dezember
1987 über eine Erhebung der Anteils- und

Nutzungsrechte

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, und des § 3 Abs. 1 des
LFBIS-Gesetzes, BGBl. Nr. 448/1980, wird verord-
net:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat mit Stichtag 15. April 1988 eine Erhebung der
Anteils- und Nutzungsrechte durchzuführen. Die
Erhebungsgegenstände und Erhebungsmerkmale
sind den Anlagen 1 und 2 zu entnehmen, die einen
Bestandteil der Verordnung bilden.

§ 2. Zur Auskunftserteilung sind verpflichtet:
a) bei der Erhebung der Anteilsrechte alle

Eigentümer gemeinschaftlich genutzter
Grundstücke (Agrargemeinschaften, Wald-
und Weidegenossenschaften, Teilwaldge-
meinschaften sowie Gemeindegüter) mit
einer Gesamtwirtschaftsfläche von minde-
stens 1 Hektar;

b) bei der Erhebung der Nutzungsrechte die
Eigentümer der mit Einforstungsrechten
belasteten Grundstücke mit einer Gesamtflä-
che von mindestens 200 Hektar bei Privatper-
sonen bzw. von mindestens 1 Hektar bei juri-
stischen Personen.

§ 3. Die Erhebung ist in der Form durchzufüh-
ren, daß vom Österreichischen Statistischen Zen-
tfalamt bestellte Erhebungsorgane in der Zeit vom
15. April 1988 bis 31. August 1989 von den zur
Auskunftserteilung verpflichteten Personen die
erforderlichen Angaben einholen. Hiebei ist vorzu-

sorgen, daß die bei der Erhebung gemachten Anga-
ben geheimgehalten werden und unbefugten Drit-
ten nicht zugänglich sind.

§ 4. Die Erhebungsorgane haben die ausgefüllten
Erhebungsformulare nach Beendigung der Erhe-
bung ehestmöglich, spätestens bis 15. September
1989 dem Amt der Landesregierung vorzulegen,
damit dieses die Unterlagen bis spätestens
15. Oktober 1989 dem Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt übermitteln kann.

§ 5. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat die gemäß § 1 ermittelten Einzeldaten an den
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft zur
Aufnahme in das land- und forstwirtschaftliche
Betriebsinformationssystem (LFBIS) zu übermit-
teln.

Riegler

Anlage 1

1. Zahl der anteilsberechtigten Liegenschaften
2. Regulierung
3. Wirtschaftsfläche nach Benützungsarten

(Landwirtschaftlich genutzte Fläche, nicht
genutztes Acker- und Grünland, Wald ein-
schließlich Schutz-, Bannwald und Latschen-
flächen, sonstige Fläche), darunter gepachtet
sowie Anteil der Waldweide an der Waldflä-
che

4. Name, Anschrift der Anteilsberechtigten
5. Anzahl der Anteile der Anteilsberechtigten
6. Auftrieb in Stück je Anteilsberechtigten (für

Rinder verschiedener Gattung, Ochsen und
Stiere, Kühe bzw. Kuhgräser, Galtvieh, Käl-
ber, Pferde, Schafe und Ziegen)
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7. Teilwaldfläche je Anteilsberechtigten
8. Holzbezug je Anteilsberechtigten (für Brenn-

holz, Nutzholz, Zaunholz sowie eine dafür
bestehende Teilberechtigung)

Anlage 2

1. Zahl der einforstungsberechtigten Liegen-
schaften

2. Gesamte belastete Fläche nach Benützungs-
arten (Grünland, Wald einschließlich
Schutz-, Bannwald und Latschenflächen,
sonstige Fläche)

3. Bezeichnung der Liegenschaft (Hofname)
4. Name, Anschrift des Nutzungsberechtigten
5. Teilberechtigung für den Auftrieb je Nut-

zungsberechtigten
6. Auftrieb in Stück je Nutzungsberechtigten

(für Rinder verschiedener Gattung, Ochsen
und Stiere, Kühe bzw. Kuhgräser, Galtvieh,
Kälber, Pferde, Schafe und Ziegen)

7. Gesamte mit Weiderechten belastete Fläche
je Nutzungsberechtigten (Grünland, Wald,
sonstige Fläche)

8. Holzbezug je Nutzungsberechtigten (für
Brennholz, Nutzholz, Zaunholz)

9. Ausmaß der gesamten belasteten Waldfläche
je Nutzungsberechtigten

10. Durchschnittlicher Gesamtzuwachs an Holz
je Einforstungsbetrieb

11. Teilberechtigung für den Holzbezug je Nut-
zungsberechtigten

16. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 22. Dezember 1987
über die Feststellung der Aufwertungsfaktoren
sowie der Mindest- und Höchstbemessungs-
grundlage in der Heeresversorgung für das

Kalenderjahr 1988

Auf Grund des § 24 c des Heeresversorgungsge-
setzes, BGBl. Nr. 27/1964, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 336/1965 wird verordnet:

Für das Kalenderjahr 1988 werden festgestellt:

1. Die Aufwertungsfaktoren nach § 24 a des
Heeresversorgungsgesetzes

2. die Mindest- und Höchstbemessungsgrund-
lage nach § 24 b des Heeresversorgungsgesetzes
mit 5 543 S und 22 989 S.

Dallinger

17. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
22. Dezember 1987 über die Aufhebung von
Teilen des „Allgemeinen Durchführungserlas-
ses zum Kraftfahrgesetz 1967 — Fassung 1979
(ADE 1979)" — Rundschreiben des Bundes-
ministers für Verkehr vom 24. September
1979, Zl. 71 300/3-IV/4-1979, an alle Landes-
hauptmänner — durch den Verfassungsge-

richtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 1. Oktober 1987, V 33/87-4, „die Anord-
nung“ zu § 28 Abs. 3 lit. a und b des Kraftfahrge-
setzes 1967 im „Allgemeinen Durchführungserlaß
zum Kraftfahrgesetz 1967 — Fassung 1979 (ADE
1979)" — Rundschreiben des Bundesministers für
Verkehr vom 24. September 1979, Zl. 71 300/
3-IV/4-1979, an alle Landeshauptmänner, lautend:

„Das höchste zulässige Gesamtgewicht ist ent-
sprechend dem Antrag (§ 20 Abs. 1 lit. d KDV)
festzusetzen, sofern es im Einklang mit der Bauart
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(Untergruppe) des Fahrzeuges steht und eine sinn-
volle Verwendung des Fahrzeuges ermöglicht;
diese ist zB nicht gegeben, wenn ein höchstes zuläs-
siges Gesamtgewicht beantragt wird, das nur eine
wirtschaftlich sinnlos geringe höchste zulässige
Nutzlast erlauben würde. Wenn bei einem relativ
großen Fahrzeug glaubhaft gemacht wird, daß es
zur Beförderung leichter sperriger Güter bestimmt
ist, ist im Genehmigungsbescheid die Anbringung
eines entsprechenden. Hinweises auf die geringe
höchste zulässige Nutzlast im Laderaum vorzu-
schreiben. Eine bauliche Anpassung des Fahrzeuges
an das beantragte höchste zulässige Gesamtgewicht
(zB durch Entfernung von Federblättern) kann
nicht gefordert werden. — Anträge auf Festsetzung
anderer höchster zulässiger Gesamtgewichte, Nutz-
lasten, Achslasten und Sattellasten bei bereits
genehmigten oder zugelassenen Fahrzeugen sind
als Antrag auf Abänderung des Genehmigungsbe-
scheides (und nicht als Anzeige einer Änderung des
Fahrzeuges gemäß § 33) nach den o. a. Grundsät-
zen zu behandeln. Solche Anträge können nur aus
kraftfahrtechnischen Gründen abgewiesen werden.
Bei einer Abänderung sind auch die Aufschriften
gemäß § 27 Abs. 2 entsprechend zu ändern. Der
Antrag und die Eintragung im Genehmigungsdo-
kument sind stempelpflichtig; die Verwaltungsab-
gabe bestimmt sich nach TP 2 BVwAV. Auf die
Verpflichtung nach § 42 Abs. 1 wird verwiesen
(BMfV 10. 4. 1978, 65 850/7-IV/3-78)."
als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Tag der Kund-
machung in Kraft.

Streicher

18. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
22. Dezember 1987 über die Aufhebung des
§ 3 Abs. 1 und 3 des Ladenschlußgesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 1. Dezember 1987, G 132, 133/87-16,
G 181/87-13 und G 183/87-12, dem Bundeskanz-
ler zugestellt am 11. Dezember 1987, §3 Abs. 1
und 3 des Ladenschlußgesetzes, BGBl. Nr. 156/
1958, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1988 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

19. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Dezember 1987 über die Aufhebung des
§ 24 Nationalrats-Wahlordnung 1971 durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 7. Oktober 1987, G 109/87, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 15. Dezember 1987, §24
Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBl. Nr. 391/
1970, in der Fassung BGBl. Nr. 136/1983 als ver-
fassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Sep-
tember 1988 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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